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Um was geht es?  Umsetzung der EU-Pauschalreiserichtlinie 

 

Stichtag: 1. Juli 2018 

 

Rechtliche Grundlagen: 

• EU-Pauschalreise-Richtlinie 
2015/2302 & 

• BGB §§ 651 a ff. 

• Einführungsgesetz zum BGB 

Das neue Reiserecht ist ab dem 1. Juli 2018 anzuwenden. Grundlage dafür ist 
die überarbeitete EU-Pauschalreiserichtlinie. Diese berücksichtigt Online-Ange-
bote und stärkt den Verbraucherschutz. Zudem soll in allen EU-Mitgliedstaaten 
das gleiche Recht gelten („Vollharmonisierung“). Durch die Umsetzung der 
Richtlinie wird das deutsche Reiserecht geändert. Neu sind vor allem Regelun-
gen zur Reisevermittlung und die Vermittlung „verbundener Reiseleistungen“. 
Weiterhin werden die reiserechtlichen Informationspflichten erweitert, die nun 
auch stärker den reinen Vermittler treffen. Es gibt eine Vielzahl von Formblät-
tern, die bei der Buchung einer Pauschalreise oder bei der Vermittlung von ver-
bundenen Reiseleistungen an den Kunden übergeben werden müssen.  

Wer ist betroffen?  Reiseveranstalter im Direkt- oder Agenturvertrieb  

 

 

 

Die neuen Regelungen betreffen die Anbieter von Pauschalreisen, die Reisever-
mittler sowie die Vermittler von touristischen Einzelbausteinen als verbundene 
Reiseleistung (z.B. Flug, Hotel etc.). Die wichtigsten Neuerungen für den Ver-
trieb von Reisen bestehen in der Erweiterung der vorvertraglichen Informati-
onspflichten des Reisenden. Der Begriff der Pauschalreise ist neu gefasst. Wei-
terhin gibt es Änderungen bei der Verjährungs- und Ausschlussfrist, dem Recht 
des Veranstalters zur Preiserhöhung, bei den Rechten des Reisenden und im 
Falle des Auftretens von außergewöhnlichen Umständen.  

Grundbegriffe  Pauschalreise, Reiseleistung, Reisender  

 

Definition Pauschalreise:  

§ 651 a Absatz 2 Satz 1 BGB 

 

Details zu den Reiseleistungen 
finden Sie in: 

§ 651 a Absatz 3 BGB 

 

 

 

 

Ausnahme:  
25 % - Regelung 

 

 

 

Eine Pauschalreise ist ein „Paket“ von mindestens zwei verschiedenen Arten von 
Reiseleistungen für die gleiche Reise. Es gibt folgende Reiseleistungen: 

(1): Beförderung von Personen mit sämtlichen Beförderungsmitteln. Dazu gehö-
ren auch kleinere Beförderungsleistungen, wie beispielsweise ein Transfer zwi-
schen einem Hotel und einem Flughafen bzw. einem Bahnhof oder eine Perso-
nenbeförderung im Rahmen einer Führung.  

(2): Beherbergung unabhängig von der Unterkunftsart (Hotel, Pension, Ferien-
wohnung, Hostel, Campingplatz etc.).  

(3): Vermietung vierrädriger Kraftfahrzeuge sowie von Krafträdern  

(4): Jede weitere touristische Leistung, die nicht unter (1) bis (3) erfasst ist und 
die kein Bestandteil einer anderen Reiseleistung ist. Dazu gehören z.B. Stadt-
führungen, Skipässen, Eintrittskarten in Theater oder Wellnessbehandlungen.  

Ausnahmeregelung: Es handelt sich nicht um eine Pauschalreise, wenn nur eine 
der Reiseleistung der Nummern (1) bis (3) (also Personenbeförderung, Beher-
bergung, Vermietung von Kraftfahrzeugen bzw. Krafträdern) mit einer oder 
mehreren touristischen Leistungen (4) zusammengestellt wird und die touristi-
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Achtung: Nomen es Omen! 

schen Leistungen keinen erheblichen Anteil am Gesamtwert der Zusammenstel-
lung (weniger als 25 %) ausmachen und auch kein wesentliches Merkmal der 
Zusammenstellung darstellen oder als solches beworben werden. 

Werden Begriffe wie „Pauschalreise“, „Pauschale“, „Package“ oder „Arrange-
ment“ in der werblichen Kommunikation mit dem Kunden verwendet, wird das 
Angebot automatisch zur Pauschalreise und auch so behandelt. 

 

 

 

Aufgepasst:  
Auch Geschäftsreisende können 
Pauschalreisende sein! 

 

 

Auch bei Dynamic Packaging gilt 
das neue Reiserecht!  

 

Tagesreisen unter 500 Euro -> 
Werkvertragsrecht, §§ 631 ff. 
BGB. 

 

Einzelleistungen ausgenommen 

Der Reisende ist der Vertragspartner des Reiseveranstalters. Er kann die Reise-
leistungen selbst in Anspruch nehmen, er kann den Vertrag aber auch für an-
dere Teilnehmer schließen.  

Der Reisende muss keine Privatperson sein, vielmehr ist nach den neuen Rege-
lungen auch der Unternehmer im Sinne des § 14 BGB vom Anwendungsbereich 
des Reiserechts erfasst (Geschäftsreisen), sofern er nicht über einen Rahmen-
vertrag bucht. Damit fallen auch „Incentive-Reisen“ unter das neue Reiserecht, 
es sei denn es existiert ein zuvor geschlossener Rahmenvertrag zwischen Ver-
anstalter und Unternehmer. 

Der neue § 651 a BGB stellt klar, dass es egal ist, ob der Reisende ein schon 
„fertiges“ Paket bucht oder aber die Reiseleistungen auf Wunsch des Reisenden 
zusammengestellt werden.  

Tagesreisen (weniger als 24 Std. / keine Übernachtung) fallen nicht mehr unter 
das Reiserecht, außer der Reisepreis pro Person ist höher als 500 Euro. Außer-
dem sind Gelegenheitsveranstalter, welche Reisen nicht zum Zwecke der Ge-
winnerzielung durchführen und nur einem begrenzten Teilnehmerkreis anbie-
ten, ausgenommen (z. B. die einmal im Jahr organisierte Vereinsreise für dessen 
Mitglieder). Die gewerbliche Vermarktung von Ferienwohnungen oder Ferien-
häusern als Einzelleistung fällt ebenfalls nicht mehr unter das neue Reiserecht. 

 

 

 

Reiseveranstalter können 
gleichzeitig auch Vermittler  
verbundener Reiseleistungen 
sein. 

Neben dem Verkauf eigener Pauschalen, vermitteln Reiseveranstalter häufig 
auch Zusatzleistungen. Verbundene Reisearrangements bestehen aus mindes-
tens zwei Reiseleistungen, welche für dieselbe Reise erworben, für die aber se-
parate Verträge abgeschlossen werden.  

Ein Reiseveranstalter wird also auch zum Vermittler verbundener Reiseleistun-
gen, wenn er im Zusammenhang mit der Buchung einer Pauschalreise mindes-
tens zwei weitere zusätzliche Verträge mit anderen Unternehmern an seine 
Kunden vermittelt z. B. neben der Buchung der Pauschalreise wird ein Mietwa-
gen vor Ort und eine Bahnfahrkarte zusätzlich vermittelt. Auch bei der verbun-
denen Reiseleitung gilt die 25 %-Regelung. Ein verbundenes Reisearrangement 
ist zwar keine Pauschalreise, dennoch hat der Vermittler verbundener Reiseleis-
tungen neue Pflichten zu erfüllen.  

Neue Pflichten  Informationspflichten werden ausgeweitet 

 Reiseveranstalter und Vermittler haben zukünftig die gleichen Informations-
pflichten gegenüber dem Kunden. Dem Reisenden muss – bevor dieser seine 
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Bereitstellung vorvertraglicher 
Informationen: Haftung von Rei-
severanstalter & Reisemittler! 

 

Vorvertragliche Informations-
pflichten: § 3 zu Art. 250 EGBGB  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Achtung! Reise für Menschen 
mit eingeschränkter Mobilität 
geeignet?  

Konkrete Angaben für jedes An-
gebot sind erforderlich wie z. B. 
die Reise ist für Personen mit 
eingeschränkter Mobilität ge-
eignet (Positivkennzeichnung) 
und die Reise ist für Personen 
mit eingeschränkter Mobilität 
nicht geeignet (Negativkenn-
zeichnung).  

Wenn die Angabe fehlt, dann 
darf der Kunde erwarten, dass 

die Eignung besteht!  

Vertragserklärung abgibt - ein Musterformblatt übergeben werden, das ihn 
über seine Rechte als Pauschalreisender oder bei der Buchung verbundener Rei-
seleistungen informiert. Der Reiseveranstalter muss die Vermittler bei der Er-
stellung des Formblatts unterstützen. Das heißt, er muss Angaben zur Unter-
nehmensidentität und dem Namen sowie der Hausanschrift des Insolvenzversi-
cherungsunternehmens machen.  

Bei Abschluss eines Pauschalreisevertrages muss über folgende  
(1) Eigenschaften der Reise informiert werden:  

a) Den Bestimmungsort oder, wenn die Pauschalreise mehrere Aufenthalte 
umfasst, die einzelnen Bestimmungsorte sowie die einzelnen Zeiträume 
(neu: exakte Datumsangabe und Anzahl der Übernachtungen),  

b) Reiseroute,  
c) Transportmittel (Merkmale und Klasse),  
d) Ort, Tag und Zeit der Abreise und der Rückreise oder, sofern eine genaue 

Zeitangabe noch nicht möglich ist, ungefähre Zeit der Abreise und Rück-
reise, ferner Orte und Dauer von Zwischenstationen sowie die dort zu errei-
chenden Anschlussverbindungen,  

e) Unterkunft (Lage, Hauptmerkmale und gegebenenfalls touristische Einstu-
fung der Unterkunft nach den Regeln des jeweiligen Bestimmungslandes),  

f) Mahlzeiten,  
g) Besichtigungen, Ausflüge, sonstige im Reisepreis inbegriffene Leistungen,  
h) sofern dies nicht aus dem Zusammenhang hervorgeht, die Angabe, ob eine 

der Reiseleistungen für den Reisenden als Teil einer Gruppe erbracht wird, 
und falls ja, sofern möglich, die Angabe der ungefähren Gruppengröße,  

i) die Sprache, in der diese Leistungen erbracht werden, sofern deren Nutzung 
durch den Reisenden von einer wirksamen mündlichen Kommunikation ab-
hängt, und  

j) die Angabe, ob eine Pauschalreise im Allgemeinen für Personen mit einge-
schränkter Mobilität geeignet ist, sowie auf Verlangen des Reisenden ge-
naue Informationen über eine solche Eignung unter Berücksichtigung der 
Bedürfnisse des Reisenden.  

Außerdem muss der Reisende informiert werden über:  

(2) die Firma / den Namen des Reiseveranstalters, die Anschrift des Ortes, an 
dem er niedergelassen ist, die Telefonnummer und ggf. die E-Mail-Adresse;  

(3) den Reisepreis einschließlich Steuern, aller zusätzlichen Gebühren, Entgelte 
und sonstigen Kosten; die Zahlungsmodalitäten einschließlich des Betrags 
oder des Prozentsatzes des Reisepreises, der als Anzahlung zu leisten ist;  

(4) die für die Durchführung der Pauschalreise erforderliche Mindestteilneh-
merzahl sowie die Angabe, bis zu welchem Zeitpunkt vor dem vertraglich 
vereinbarten Reisebeginn dem Reisenden die Rücktrittserklärung des Reise-
veranstalters gemäß §651h Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs zugegangen sein muss;  
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(5) allgemeine Pass- und Visumserfordernisse des Bestimmungslands, ein-
schließlich der ungefähren Fristen für die Erlangung von Visa, sowie ge-
sundheitspolizeiliche Formalitäten;  

(6) den Hinweis, dass der Reisende vor Reisebeginn gegen Zahlung einer ange-
messenen Entschädigung oder ggf. einer vom Reiseveranstalter verlangten 
Entschädigungspauschale jederzeit vom Vertrag zurücktreten kann;  

(7) den Hinweis auf den möglichen Abschluss einer Reiserücktrittskostenversi-
cherung oder einer Versicherung zur Deckung der Kosten einer Unterstüt-
zung einschließlich einer Rückbeförderung bei Unfall, Krankheit oder Tod. 

Konsequenzen…  … für Allgemeine Geschäftsbedingungen / Reisebedingungen 

 

 

Aktualisierte AGBs  
ab 1. Juli 2018 notwendig! 

Die Neuregelungen gelten für alle Vertragsabschlüsse ab dem 01.07.2018. Das 
heißt Reiseveranstalter müssen ihre Allgemeinen Geschäftsbedingungen und 
Reisebeschreibungen für Vertragsabschlüsse bis zum 30.06.2018 nach dem gel-
tenden Recht ausrichten und für Verträge ab dem 01.07.2018 den neuen Vor-
schriften anpassen. Denkbar ist die Verwendung von zwei Katalogen, am 
01.07.2018 wird der Katalog mit den neuen AGBs gegen den Katalog mit den 
alten AGBs ersetzt. Oder aber der Reiseveranstalter gestaltet die AGB als ge-
sonderte Beilage zum Katalog und tauscht die alte Fassung im Vertrieb aus.  

  … auf weitere Rechte des Reisenden & Pflichten des Reiseveranstalters 

 

Kein Recht des Veranstalters zur 
Preiserhöhung um bis zu 8 % bei 
nicht gleichzeitiger Verpflich-
tung zur Preissenkung 

 

 

 

 

Insolvenzversicherung auch bei 
Vermittlung verbundener Reise-
leistungen 

Künftig wird die Möglichkeit der nachvertraglichen Preiserhöhung (bis zu 8%) 

an folgende Bedingung geknüpft: In den AGBs des Veranstalters muss nicht nur 
ein vertragliches Erhöhungsrecht, sondern auch die Pflicht zur Weitergabe von 
Preissenkungen an den Kunden enthalten sein. Eine Erhöhung ist nur möglich, 
wenn sich Energiekosten beim Transport (Kerosin), Steuern oder Abgaben (Flug-
hafensteuern) oder Wechselkurse ändern. Der Kunde muss bis spätestens 20 
Tage vor Reisebeginn unterrichtet werden. Die Pflicht der Weitergabe von 
Preissenkungen wird mit großer Wahrscheinlichkeit dazu führen, dass eine Viel-
zahl von Veranstaltern auf die Preiserhöhungsklauseln ganz verzichtet.  

Die Insolvenzpflicht des Reiseveranstalters bleibt bestehen. Der Veranstalter 
von Pauschalreisen ist nach wie vor verpflichtet, einen Versicherungsvertrag 
mit einer Versicherung oder einem Kreditinstitut abzuschließen, wenn er Zah-
lungen des Reisenden auf den Reisepreis vor Beendigung der Pauschalreise an-
nimmt. In diesem Fall muss er dem Reisenden auch den sog. „Sicherungsschein“ 
übergeben. Andernfalls darf er Zahlungen erst fordern und annehmen, wenn 
sämtliche Reiseleistungen erbracht worden sind.  

Hinweis: Auch bei der Vermittlung verbundene Reisearrangements ist eine ei-
gene Insolvenzversicherung notwendig, wenn für die vermittelten Leistungen 
Zahlungen vom Reisenden vor Abreise entgegengenommen werden. 
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Gewährleistungsrechte des  
Reisenden ändern sich kaum. 

 

 

 

 

 

 

Neu:  
Haftung für Buchungsfehler in 
der Buchungskette! 
 
Ausschlussfrist & Recht zur Ver-
kürzung der Verjährung (§§ 651 j 
BGB; § 651 i Abs. 3) entfallen. 
 
Allgemeines Rücktrittsrecht des 
Reisenden bleibt, § 651 h Abs. 1 
und Abs. 2  

Haftungs- und Gewährleistungsvorschriften bleiben weitgehend gleich. Der 
Reisende hat das Recht auf Abhilfe und Selbstabhilfe, Kündigung, Minderung 
und Schadensersatz - auch wie bisher für entgangenen Urlaubsfreuden.  

Die bisherige Regelung zum Kündigungsrecht wegen höherer Gewalt § 651 j 
BGB entfällt. Anstelle dessen tritt der Begriff „unvermeidbarer, außergewöhnli-
cher Umstände“. Ist die im Reisevertrag vereinbarte Rückbeförderung aufgrund 
unvermeidbarer, außergewöhnlicher Umstände nicht möglich, so muss der Rei-
severanstalter künftig die Kosten für die notwendige Unterbringung, nach 
Möglichkeit in einer gleichwertigen Kategorie, für einen Zeitraum von höchs-
tens drei Nächten pro Reisendem übernehmen.  

Neu ist die Haftung für Buchungsfehler (§ 651 x BGB). Reiseveranstalter, Ver-
mittler und Leistungsträger tragen künftig für technische Fehler ihrer Bu-
chungssysteme die Verantwortung. 

Die Ansprüche des Reisenden verjähren zwei Jahren nach dem vertraglichen 
Reiseende. Die Kürzung der Verjährung auf ein Jahr entfällt und auch die ein-
monatige Ausschlussfrist gibt es ab dem 01.07.2018 nicht mehr. Der Reiseman-
gel muss nach wie vor unverzüglich angemeldet werden. 

Vor Reiseantritt können sowohl der Reiseveranstalter (§ 651 h Abs. 4 Nr.2 BGB 
n.F.), als auch der Reisende (§ 651 h Abs. 1 BGB) wegen unvermeidbaren, au-
ßergewöhnlichen Umständen kündigen. Nach Reiseantritt kann nur noch der 

Reisende nach der allgemeinen Vorschrift § 651 l Abs. 3 BGB kündigen. 

Der Reiseveranstalter kann nach wie vor Stornogebühren bei einem Reiserück-
tritt verlangen. Er muss aber die Höhe der Entschädigung auf Nachfragen des 
Reisenden  begründen. Die Stornosätze sollen den konkreten individuellen Ge-
gebenheiten des jeweiligen Reiseveranstalters und dessen Reisearten angepasst 
sein. Sie können als Geldbetrag oder als Prozentsatz vom Reisepreis bestimmt 
werden. Hier wird es weiterhin der Rechtsprechung überlassen bleiben, was als 
eine zulässige Höhe von Stornogebühren anzusehen ist. 

In der Praxis   Schritte zur Umsetzung als Reiseveranstalter  

Pauschalreiseanbieter:  
Ja oder nein? 

 

 

 

Überarbeitung von Angebotsbe-
schreibungen: On- und offline! 

 

 

• Sind Sie mit Ihren Angeboten oder Teilen Ihrer Angebote als Pauschalreise-
veranstalter oder Vermittler verbundener Reiseleistungen einzustufen?  

• Wenn ja: Wird die Beschreibung der betroffenen Angebote den erweiterten 
Informationspflichten nach Art. 250 EGBGB gerecht?  

• Wenn nötig: Überarbeiten Sie Ihre Angebotsbeschreibung in sämtlichen Me-
dien (Printmedien und Homepage) rechtzeitig, da diese ab dem 01.07.2018 
den neuen Informationspflichten entsprechen müssen.  

• Werden die Reisen nicht (ausschließlich) im Eigenvertrieb abgesetzt, versor-
gen Sie die Vertriebsstellen rechtzeitig mit den notwendigen Informationen.  

• Bereiten Sie vor dem 01.07.2018 das an den Reisenden zu verteilende Form-
blatt vor bzw. geben Sie Ihren Vertriebsstellen die notwendigen Angaben. 
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Die notwendigen Formblätter 
finden Sie im Anhang des Geset-
zestextes: https://goo.gl/UXLNb7 

 

 

 

Stichtag: 01.07.2018! 

 

 

 

Nicht vergessen:  

Schulen Sie Ihre Mitarbeiter! 

• Prüfen Sie mit Ihren Systembetreibern welche speziellen Möglichkeiten hier 
zur Verfügung stehen. 

• Entscheiden Sie, wie Sie die Erfüllung Ihrer Informationspflichten dokumen-
tieren (z. B. Erstellung von Onlineprotokollen; Einholung der Unterschrift 
durch den Kunden). 

• Beachten Sie, dass die vorvertragliche Unterrichtung erfolgen muss, bevor der 
Kunde seine Buchungserklärung abgibt.    

• Erstellen Sie neue Allgemeine Geschäftsbedingungen entsprechend dem ak-
tuellen Recht. Das Gleiche gilt für den Inhalt Ihrer Buchungsbestätigung / Ih-
res Reisevertrages.  

• Überprüfen Sie den Buchungsprozess am Telefon auf Ihrer Homepage, also 
überall dort wo Verträge abgeschlossen werden. 

• Bei der Vermittlung verbundener Reiseleistungen: Trennen Sie die Buchungs-
schritte so, dass dem Gast unmissverständlich klar ist, dass er mehrere Ver-
träge mit verschiedenen Leistungsträgern abschließt. 

• Prüfen Sie, ob Ihre Versicherungen Ihre Angebote ausreichend absichern, vor 
allem Haftpflichtversicherung und Insolvenzversicherung.  

Zusammenfassung Zur Erfüllung der neuen Vorgaben ist eine umfangreiche Einarbeitung in die 
komplexe Materie notwendig. Die Unternehmen der Tourismuswirtschaft müs-
sen sich rechtzeitig mit dem neuen Recht befassen, da es für alle Verträge gilt, 
die ab dem 01.07.2018 geschlossen werden. Kataloge und Reiseausschreibun-
gen werden aber bereits jetzt erstellt. Aus Sicht der Reiseveranstalter zu begrü-
ßen ist sicherlich die Tatsache, dass die Erweiterung der Vermittlerpflichten ins-
besondere bei der Vermittlung mehrerer Einzelleistungen dazu führt, dass eine 
„Flucht in die Vermittlerrolle“ nicht mehr so einfach möglich ist, um der An-
wendbarkeit des Reiserechts zu entkommen. Die Erweiterung der Informations-
pflichten ist Anlass, sich eingehend mit Reiseprospekten und Beschreibungen 
zu beschäftigen, Unterlagen eingehend zu prüfen und ggf. anzupassen. 

Rechtliche Grundlagen: 
Drittes Gesetz zur Änderung reiserechtlicher Vorschriften vom 17. Juli 2017 

Richtlinie (EU) 2015/2302 über Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
2006/2004 und der Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 
90/314/EWG des Rates (ABl L 326 vom 11.12.2015, S. 1) 
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